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NATO North Atlantic Treaty Organization
n.F. neue Fassung
Nr. Nummer
PJZS Polizeiliche und justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen
Rabit Rapid Border Intervention Team
Rabit-VO Rabit-Verordnung
RFSR Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts
Rn. Randnummer
S. Seite/Satz
SAR International Convention on Maritime Search and Rescue
SDÜ Schengener Durchführungsübereinkommen
SIS Schengener Informationssystem
sog. so genannte
SOLAS International Convention for the Safety of Life at Sea
SRÜ Seerechtsübereinkommen
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UAbs. Unterabsatz
UN United Nations
UNCh United Nations Charter/UN-Charta
UNHCR United Nations High Commissioner for Refugees
UNO United Nations Organization
vgl. vergleiche
VIS Visa-Informationssystem
VO Verordnung
WA Working Agreement
WVK Wiener Vertragsrechtskonvention
z. B. zum Beispiel
ZP 4 viertes Zusatzprotokoll zur Europäischen Menschenrechtskonvention
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Einleitung

Die Europäische Union (EU) ist in den letzten Jahrzehnten zu einer Einwande-
rungsregion geworden1. Zwar unterscheiden sich die Mitgliedstaaten der Union
nach wie vor von den klassischen Einwanderungsländern dadurch, dass ihre Ge-
sellschaften nicht auf den „Gründungsmythos“ einer mehrheitlich aus Zuwande-
rern und deren Nachfahren bestehenden Bevölkerung zurückblicken2. Auch wenn
Europa vor langer Zeit Schauplatz großer Völkerwanderungen war, so verstehen
sich die meisten europäischen Länder in heutiger Zeit in erster Linie als Nationen
derer, die „ursprünglich schon da“ waren3. Abgesehen von diesem bedeutsamen
Unterschied im Hinblick auf ihr Grundverständnis sind viele EU-Mitgliedstaaten
heutzutage aber insoweit mit den klassischen Einwanderungsländern vergleichbar,
als dass der Anteil der Zuwanderer an der Gesamtbevölkerung ähnlich hoch ist4.

Parallel zu dieser Wandlung sind die Grenzkontrollen im Inneren der Union
schrittweise abgebaut worden. Damit wurde innerhalb weiter Teile Europas ein
Zustand wiederhergestellt, der in ähnlicher Form zuletzt vor über drei Jahrhun-
derten bestand5. Daraus folgt, dass die Kontrolle und Steuerung der Migrations-
ströme6 nach Europa schwerpunktmäßig an den Außengrenzen stattfindet. Jähr-

1 Vgl. Mitteilung der Kommission über eine gemeinsame Einwanderungspolitik für
Europa: Grundsätze, Maßnahmen und Instrumente, KOM (2008) 359 endg. vom 17.06.
2008, S. 2.

2 Siehe Münz, Europäische Rundschau 35 (2/2007), 105, 119; als klassische Einwan-
derungsländer nennt dieser insbesondere die USA, Kanada, Australien und Neuseeland,
aber auch Länder wie Argentinien, Chile oder Brasilien. Z. T. werden die Begriffe
„Einwanderung“ und „Zuwanderung“ insoweit nicht synonym verstanden, als nur die
„Zuwanderung“ Asylsuchende und Flüchtlinge umfasse, während „Einwanderung“ aus-
schließlich die Einreise zum längerfristigen oder dauerhaften Verbleib meine, Schulze/
Zuleeg/Kadelbach-Kugelmann, § 41 Rn. 82, siehe auch Laas, S. 23 Fn. 3. Um eine all-
gemein anerkannte und durchgängig durchgehaltene Differenzierung handelt es sich da-
bei allerdings nicht (siehe nur Münz, Europäische Rundschau 35 (2/2007), 105, 119;
Bade/Emmer/Lucassen/Oltmer, S. 15; ebenso: Terhechte-Tohidipur, § 33 Rn. 5), vgl.
auch die Übersetzung ins Englische (jeweils immigration). Überschneidungen bzw. Un-
schärfen ergeben sich insbesondere dort, wo Schutzsuchende langfristig bzw. dauerhaft
im Aufnahmestaat verbleiben und so die strikte Begriffstrennung formalistisch wirken
lassen. Dementsprechend werden die Begriffe im Folgenden als deckungsgleich und
weit i. S.v. immigration verwendet.

3 Münz, Europäische Rundschau 35 (2/2007), 105, 119.
4 Siehe Wöhlcke/Höhn/Schmid, S. 185 und Münz, Europäische Rundschau 35

(2/2007), 105, 119.
5 Stüer, S. 35.
6 Detailliert zu den Migrationsströmen nach Europa Salt, Zeitschrift für Bevölke-

rungswissenschaft 32 (3–4/2007), S. 469–504. Diese können demnach in die Katego-



lich werden diese ca. 300 Millionen Mal in Richtung EU überschritten, hinzu
kommt eine Vielzahl irregulärer Grenzübertritte. Für diese gibt es naturgemäß
keine exakten Statistiken, jedoch kann man sich an der Zahl von etwa 8 Millio-
nen Personen orientieren, die sich irregulär auf dem Gebiet der EU aufhalten7.
Schätzungen zufolge sind im Jahr 2011 allein auf dem Weg über das Mittelmeer
und über die Türkei nach Griechenland ca. 113.000 Personen in die EU gelangt8.

Grundsätzlich ist festzuhalten, dass Migration an sich für Europa keine histo-
rische Ausnahmesituation darstellt, sind doch viele heutige Einheimische selbst
Nachkommen von Migranten9. Die dahinter stehenden alten Wanderungsbewe-
gungen waren aber vor allem innereuropäische – z. B. von Handwerksgesellen
aus den deutschen Territorien nach Flandern, Oberitalien oder Ungarn oder im
Allgemeinen von Kaufleuten, Gelehrten, Künstlern und Mönchen, bei denen die
Migration sozusagen zum Berufsbild gehörte10. Auch bei Beamten und selbst
Offizieren war es nicht unüblich, dass der Dienstherr innerhalb Europas gewech-
selt wurde11. Diese altbekannten Migrationsformen weisen zwei Parallelen zu
den heutigen unionalen Freizügigkeitsrechten auf: Zum einen ging es, wie be-
schrieben, weit überwiegend um innereuropäische Wanderungen. Andere Konti-
nente wurden nur als Ziele europäischer Auswanderung relevant, so beispiels-
weise bei den ländlichen Auswanderungsbewegungen aus England, Irland und im
19. Jahrhundert auch aus Deutschland12 oder bei der Besiedlung neuer, außer-
europäischer Territorien wie z. B. des russischen Fernen Ostens13. Zum anderen
knüpfte die Migration primär an beruflichen bzw. wirtschaftlichen Fertigkeiten
und Tätigkeiten im weiteren Sinne an, so wie es auch bei den europäischen
Grundfreiheiten – jedenfalls im Ausgangspunkt – der Fall war und ist.

Das Besondere an den „neuen Migrationsströmen“ (neben denen die altbe-
kannten Wanderungsmuster natürlich weiter fortbestehen) ist, dass sie sich in
diesen beiden Kernpunkten vom gewohnten Grundmodell unterscheiden. Es geht
nicht mehr um innereuropäische Aus- und Zuwanderung, sondern um Migration
aus anderen Kontinenten, vor allem aus Afrika und Asien, nach Europa. Des
Weiteren tritt neben den Faktor des wirtschaftlich-beruflichen Austausches in
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rien Arbeitsmigration, Familienzusammenführung, Studenten und Asylsuchende (und
Flüchtlinge) unterteilt werden, die sich in ihrem Ausmaß von Land zu Land unterschei-
den und jeweils unterschiedliche Anforderungen an die staatlichen Wirkungsfelder Ar-
beitsmarkt, Gesundheitsversorgung, Bildung und Wohnen stellen.

7 Bendel, APuZ 35–36/2008, 14, 15.
8 Bericht des UNHCR vom 31.01.2012, <http:/ /www.unhcr.org/cgi-bin/texis/vtx/

search?page=search&docid= 4f27e01f9&query=january%202012>.
9 Bade/Emmer/Lucassen/Oltmer, S. 15.
10 Kimminich, S. 355.
11 Siehe Kimminich, S. 355.
12 Kimminich, S. 356.
13 Vgl. Münz, Europäische Rundschau 35 (2/2007), 105, 114.



signifikantem Maße der Schutzaspekt, d.h. die Migration nach Europa aus Grün-
den der Flucht vor Verfolgung. Zwischen diesen Fallgruppen lassen sich die sog.
Wirtschaftsflüchtlinge einordnen, die nach besseren Lebensbedingungen für sich
und ihre Familien suchen. Diese Unterschiede erklären, warum sich Migration
insoweit zu einem politischen Schlüsselthema der Gemeinschaftsinstitutionen
entwickelt hat14, obwohl sie an sich nicht etwas prinzipiell Neues für Europa dar-
stellt.

Die europäischen Außengrenzen sind der Ort, an dem die politischen Wei-
chenstellungen im Bereich der Migration maßgeblich in die Praxis umgesetzt
werden. Dies geschieht insbesondere über die Durchsetzung der ausländerrecht-
lichen Vorschriften (z. B. Visakontrolle, Prüfung des Aufenthaltsrechts, Auswei-
sungs- oder Abschiebemaßnahmen). Daneben dient die Überwachung der Staats-
grenzen den Sicherheitsbehörden der Staaten aber auch traditionell zur präven-
tiven und repressiven Verbrechensbekämpfung15. Hier wurden in letzter Zeit
insbesondere die Terrorismusabwehr und die Bekämpfung der illegalen Einwan-
derung relevant. Schließlich sind Grenzen auch der Ort, an dem die Zollvor-
schriften durchgesetzt (und entsprechender Einnahmen generiert) werden.

In diesem anwendungsbezogenen Kontext wird der Begriff der Grenze in ei-
nem Sinne verwendet, der von der Durchführung von Grenzkontrollen her ge-
dacht wird16 und der von der rechtlichen Definition abzugrenzen ist. Bei diesem
praktischen Verständnis, das auch von Frontex zugrunde gelegt wird17, ist der Ort
der Kontrollstelle von maßgeblicher Bedeutung: See- und Luftgrenzen befinden
sich danach an Häfen bzw. Flughäfen, sind also – anders als die Landgrenzen –
nicht mit den Staatsgrenzen im völkerrechtlichen Sinne identisch. So ändert eine
Kontrolle erst nach dem Einlaufen in einen Hafen nichts daran, dass bereits mit
der Einfahrt in das Küstenmeer die Staatsgrenze überquert worden ist18.
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14 Vgl. Neisser, S. 139; bestätigt durch die Schlussfolgerungen des Europäischen Rats
vom 11.12.2009 (Ratsdokument EUCO 6/09), S. 11, Nr. 31: „Die Entwicklung einer
(. . .) umfassenden Migrationspolitik (. . .) ist weiterhin eines der politischen Hauptziele
der Europäischen Union“.

15 Siehe hierzu Kókai, S. 238.
16 Siehe hierzu Taschner (1997), Rn. 4–6.
17 Art. 1a Nr. 1 Frontex-VO; vgl. auch Art. 2 Nr. 2 VO (EG) Nr. 562/2006 (Schen-

gener Grenzkodex).
18 Vgl. Art. 2 SRÜ. Ebenso sind vom völkerrechtlichen Grenzbegriff sprachliche und

kulturelle Grenzlinien zu unterscheiden (siehe hierzu Anderson/Bort, S. 49–56). Diese
können zwar das Verständnis dessen fördern, wie sich konkrete Grenzen geschichtlich
herausgebildet haben. Jedoch wird oft nicht feststellbar sein, ob diese Unterschiede die
Ursache oder nicht vielmehr die Folge eines bestimmten Grenzverlaufs sind. Abgesehen
davon sagt die sprachlich-kulturelle Einheitlichkeit (oder deren Fehlen) per se noch
nichts über völkerrechtlich relevante Grenzen aus, was am Beispiel sog. Vielvölkerstaa-
ten deutlich wird.
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